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I. Kurze Darstellung zu 

1. Aufgabenstellung 

Das Teilvorhaben der IFG Ingolstadt AöR (IFG) im Verbundprojekt SUE (Self-driving Urban E-Shuttle) 
hatte die Entwicklung eines praxisorientierten Leitfadens zur Einführung eines autonomen People 
Movers im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) zum Ziel. Die IFG übernahm dabei die Rolle 
einer kommunalen Praxispartnerin und brachte die Perspektive von Städten und Gemeinden in das 
Verbundvorhaben ein. 

Im Mittelpunkt stand die Frage, unter welchen organisatorischen, rechtlichen, technischen und 
finanziellen Voraussetzungen Kommunen einen autonomen Shuttle sicher, wirtschaftlich und 
gesellschaftlich akzeptiert in den ÖPNV integrieren können. Entstehen sollte kein theoretisches 
Gutachten, sondern ein unmittelbar anwendbares Werkzeug, das Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger Schritt für Schritt von der Bedarfsanalyse bis zum Regelbetrieb begleitet. 

Die Aufgabe umfasste insbesondere: 

• Analyse der relevanten rechtlichen Rahmenbedingungen aus kommunaler Perspektive 
• Identifikation der zentralen kommunalen Handlungsfelder  
• Erarbeitung praxisorientierter Prüfkriterien für den Einsatz autonomer Shuttles  
• Entwicklung eines Handlungsfahrplans vom Test- bis zum Dauerbetrieb 
• Aufbereitung von Best-Practice-Beispielen aus vergleichbaren Projekten in Deutschland 
• Ableitung übertragbarer Erkenntnisse für Kommunen unterschiedlicher Größe und 

Struktur 

2. Voraussetzungen, unter denen das Vorhaben durchgeführt wurde 

Das Vorhaben wurde im Rahmen des Verbundprojekts SUE umgesetzt, in dem Partner aus Industrie, 
Wissenschaft, Zulassung und kommunaler Praxis eng zusammenarbeiteten. Für die Bearbeitung des 
Teilvorhabens war entscheidend, dass die im Projekt entstehenden technischen, rechtlichen und 
betrieblichen Erkenntnisse kontinuierlich zwischen den Partnern ausgetauscht wurden und in die 
Leitfadenentwicklung einfließen konnten. 

Eine wesentliche Voraussetzung war dabei die Einbindung der IFG in kommunale Fragestellungen, 
Anforderungen und Perspektiven.  Somit konnte der Leitfaden gezielt auf die Bedarfe von Städten 
und Gemeinden hin ausgerichtet werden. 

Prägend für das Vorhaben war die zum Projektzeitpunkt dynamische Entwicklung des Felds 
autonomer Shuttles in Deutschland – technisch, organisatorisch und rechtlich. Neue Erkenntnisse 
aus laufenden Pilotprojekten, sich weiterentwickelnde gesetzliche Grundlagen und zunehmende 
kommunale Praxiserfahrungen wurden kontinuierlich in die Leitfadenentwicklung eingearbeitet. 

3. Planung und Ablauf des Vorhabens 

Das Teilvorhaben gliederte sich in mehrere aufeinander aufbauende Arbeitsphasen. Zu 
Projektbeginn standen Recherche und Analyse im Vordergrund: Bestehende Pilotprojekte zu 
autonomen Shuttles wurden ausgewertet, der sich entwickelnde rechtliche Rahmen kontinuierlich 
beobachtet und kommunale Anforderungen systematisch erfasst. 

In der Hauptphase wurde der Leitfaden schrittweise erarbeitet. Die Inhalte umfassten dabei die 
kommunale Bedarfsanalyse, Fahrzeugauswahl und Betriebsorganisation bis hin zum 
Handlungsfahrplan und wurden kontinuierlich an neue Erkenntnisse aus dem Verbundprojekt und 
aktuelle Entwicklungen in Praxis und Regulierung angepasst. In der Abschlussphase durchlief der 
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Text interne Prüf- und Feedbackrunden, bevor er zur professionellen Gestaltung übergeben wurde. 
Der fertige Leitfaden wurde im September 2025 veröffentlicht. 

Die Projektlaufzeit erstreckte sich von Januar 2022 bis September 2025. Der ursprüngliche 
Bewilligungszeitraum endete am 30.09.2024. Da der Leitfaden die Gesamtergebnisse des 
Verbundprojekts zusammenfassen sollte, war seine Fertigstellung unmittelbar vom 
Projektfortschritt des Gesamtverbunds abhängig. Die abschließenden Arbeiten in AP 9.3 konnten 
daher erst nach Vorliegen der entsprechenden Verbundergebnisse fertiggestellt werden. Die 
kostenneutrale Verlängerung bis zum 30.09.2025 wurde entsprechend genehmigt. 

4. wissenschaftlichem und technischem Stand, an den angeknüpft wurde 

Das Teilvorhaben knüpfte an den zum Projektstart vorliegenden Stand der Erkenntnisse zu 
autonomen Shuttles im ÖPNV an. In Deutschland und Europa hatten sich ab 2015 erste Pilotprojekte 
mit elektrisch betriebenen, automatisierten Kleinbussen etabliert. Zentrale normative 
Anknüpfungsbasis war die StVG-Novelle von 2021, die erstmals den Regelbetrieb von SAE-Level-4-
Fahrzeugen im öffentlichen Straßenraum ermöglichte. Ergänzend wurden Erkenntnisse aus 
nationalen Pilotprojekten sowie Veröffentlichungen des Verbands Deutscher Verkehrsunternehmen 
(VDV) herangezogen. 

Bekannte Konstruktionen, Verfahren oder Schutzrechte, die für die Durchführung des Teilvorhabens 
genutzt wurden, lagen nicht vor. Das Vorhaben hatte keinen technischen Entwicklungscharakter, 
sondern zielte auf die Erarbeitung eines kommunalen Handlungsleitfadens ab. 

Die wesentlichen herangezogenen Quellen sind im Quellenverzeichnis des veröffentlichten 
Leitfadens dokumentiert. Dazu zählen insbesondere: das Straßenverkehrsgesetz (StVG, 2024), die 
Autonome-Fahrzeuge-Genehmigungs- und Betriebs-Verordnung (AFGBV, 2022), die 
Straßenverkehr-Fernlenk-Verordnung (StVFernLV, 2025), die Strategie der Bundesregierung „Die 
Zukunft fährt autonom" (BMDV, 2024), der Koalitionsvertrag CDU/CSU/SPD (2025) sowie 
Publikationen des VDV zu Pilotprojekten und Fachkräftebedarf im ÖPNV. Als Informations- und 
Dokumentationsdienste wurden öffentlich zugängliche Rechtsquellen (gesetze-im-internet.de, 
recht.bund.de) sowie projektbezogene Fachliteratur genutzt. 

5. Zusammenarbeit mit anderen Stellen 

Das Teilvorhaben wurde in enger Zusammenarbeit mit den übrigen Partnern des Verbundprojekts 
SUE durchgeführt. Der Verbund umfasste neun weitere Partner aus Industrie, Wissenschaft und 
kommunaler Praxis. Die IFG brachte dabei städtische Interessen in die Projektplanung ein und 
übernahm die Einschätzung der Übertragbarkeit der Projektergebnisse auf andere Kommunen. 
Darüber hinaus nutzte die IFG die Teilnahme an Fachtagungen und Kongressen zum autonomen 
Fahren, um Erkenntnisse aus anderen Projekten und Initiativen in die Leitfadenentwicklung 
einfließen zu lassen. 
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II. Eingehende Darstellung 

1. der Verwendung der Zuwendung und des erzielten Ergebnisses im Einzelnen, mit 
Gegenüberstellung der vorgegebenen Ziele 

Das zentrale Ergebnis des Teilvorhabens ist der Praxisleitfaden „Einführung eines autonomen 
Shuttles im öffentlichen Personennahverkehr", der im September 2025 veröffentlicht wurde. Der 
Leitfaden richtet sich an Kommunen, die den Einsatz autonomer Shuttles im ÖPNV planen oder 
prüfen, und führt von der Bedarfsanalyse über rechtliche und technische Anforderungen bis hin zum 
Handlungsfahrplan für Test- und Dauerbetrieb.  

 

Abbildung 1: Praxisleitfaden „Einführung eines autonomen Shuttles im öffentlichen Personennahverkehr" 

Der Leitfaden gliedert sich in acht Kapitel. Nach einer Einführung in den kommunalen Kontext 
autonomer Shuttles und deren Nutzenpotenziale für Städte und Gemeinden werden Prüfkriterien 
für den Einsatz entwickelt, von der Bedarfsanalyse über die Klärung von Zuständigkeiten und 
Finanzierungsfragen bis hin zur Akzeptanz- und Öffentlichkeitsarbeit. Ein weiteres Kapitel behandelt 
die rechtlichen und technischen Anforderungen, darunter den Genehmigungsablauf sowie die 
Organisation der Technischen Aufsicht. Das Fahrzeugkapitel unterstützt Kommunen bei der 
Fahrzeugauswahl und der Gestaltung des Nutzererlebnisses. Den Abschluss bilden ein 
praxisorientierter Handlungsfahrplan vom Test- bis zum Dauerbetrieb, Best-Practice-Beispiele aus 
deutschen Pilotprojekten sowie übergreifende Erkenntnisse zur Übertragbarkeit auf andere 
Kommunen. 
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Das Kernergebnis des Teilvorhabens ist der Praxisleitfaden, der im Rahmen von AP 9.3 erarbeitet 
wurde. Darüber hinaus brachte die IFG ihre kommunale Perspektive unterstützend in AP 9.1 
(Konzept zur Inverkehrbringung) und AP 9.2 (Erhebung der Zulassungskriterien) ein. 

Die folgende Tabelle stellt die in der Vorhabenbeschreibung definierten Arbeitsaktivitäten der IFG in 
AP 9.3 den erzielten Ergebnissen gegenüber: 

Geplante Arbeitsaktivität (AP 9.3) Erreichtes Ergebnis 
Zusammenfassung der im Projekt 
gewonnenen Erkenntnisse und Ergebnisse in 
einem Leitfaden 

Leitfaden vollständig erstellt (September 2025, 
47 Seiten) 

Textliche und grafische Aufbereitung Professionelle Gestaltung und Druckproduktion 
abgeschlossen 

Veröffentlichung und Verbreitung des 
Leitfadens 

Leitfaden veröffentlicht; Verbreitung über 
kommunale Netzwerke und Verbände 
eingeleitet (digital und in gedruckter Form) 

Einheitliche Koordination und innerstädtische 
Begleitung der Prozesse 

Kontinuierliche Einbindung kommunaler 
Perspektiven in das Verbundprojekt über die 
gesamte Projektlaufzeit 

Tabelle 1: Gegenüberstellung geplanter Arbeitsaktivitäten und erzielter Ergebnisse (AP 9.3) 
 

Der Leitfaden wurde nach Fertigstellung auf der Website  https://ingolstadt.business/ veröffentlicht 
und über Verbundpartner, kommunale Netzwerke sowie einschlägige Multiplikatoren im Bereich 
autonome Mobilität und ÖPNV verbreitet. Er steht der Öffentlichkeit kostenfrei zum Download zur 
Verfügung. 

Alle in der Vorhabenbeschreibung definierten Ziele des Teilvorhabens wurden vollständig erreicht. 

2. der wichtigsten Positionen des zahlenmäßigen Nachweises 

Die wichtigsten Positionen des zahlenmäßigen Nachweises spiegeln die im Projektverlauf 
tatsächlich angefallenen Aufwände wider. Die Personalkosten stellen mit Abstand die größte 
Kostenposition dar. Sie umfassen sämtliche zeitlichen Aufwände, die im Zusammenhang mit der 
Durchführung des Teilvorhabens entstanden sind, insbesondere das Verfassen und Redigieren der 
Leitfadeninhalte, die vorgelagerte Recherche und Analyse, die Abstimmung mit den 
Verbundpartnern sowie die Koordination der innerstädtischen Prozesse im Rahmen von AP 9.3. 

Die Vergabe von Aufträgen bildet die zweite wesentliche Kostenposition. Die Mittel wurden für die 
professionelle grafische Gestaltung und Druckproduktion des Leitfadens eingesetzt. Die sonstigen 
allgemeinen Verwaltungsausgaben umfassen projektbezogene Aufwendungen, die im Rahmen der 
Durchführung des Teilvorhabens anfielen. Die Dienstreisekosten decken die Aufwendungen für die 
Teilnahme an den regelmäßigen Verbundtreffen bei den jeweiligen Projektpartnern sowie an 
einschlägigen Fachtagungen und Kongressen zum Thema autonomes Fahren ab. 

Die Gesamtausgaben lagen unterhalb des bewilligten Förderrahmens. Dies ist im Wesentlichen 
darauf zurückzuführen, dass im Projektverlauf ein umfangreiches Handbuch des 
Bundesverkehrsministeriums zum gleichen Themenfeld erschien, das eine Anpassung der 
Zielsetzung und des Umfangs des SUE-Leitfadens erforderlich machte. Der daraus resultierende 
kompaktere Zuschnitt reduzierte den Bearbeitungsaufwand gegenüber der ursprünglichen Planung. 

3. der Notwendigkeit und Angemessenheit der geleisteten Arbeit 

Die Entwicklung eines kommunalen Praxisleitfadens zur Einführung autonomer Shuttles im ÖPNV 
war zum Zeitpunkt des Projektstarts eine Lücke, die weder durch wissenschaftliche Literatur noch 
durch vergleichbare Praxispublikationen geschlossen wurde. Zwar lagen erste Erkenntnisse aus 

https://ingolstadt.business/
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Pilotprojekten vor, diese waren jedoch überwiegend technisch ausgerichtet und adressierten nicht 
die spezifischen Bedarfe kommunaler Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger. 

Die geleistete Arbeit war notwendig, weil Kommunen ohne strukturierte Orientierungshilfe vor 
erheblichen Hürden stehen: unübersichtliche Rechtslage, fehlende Zuständigkeitsklarheit, 
unbekannte Finanzierungswege und mangelnde Erfahrungswerte aus vergleichbaren Projekten. 
Der Leitfaden richtet sich bewusst an Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger in 
kleinen und mittelgroßen Kommunen, die das Thema autonome Shuttles für sich einordnen 
möchten, ohne über vertiefte technische oder rechtliche Vorkenntnisse zu verfügen. Ziel war ein 
erster, zugänglicher Überblick: Welche Themen kommen auf eine Gemeinde zu? Was muss 
bedacht werden? Lohnt sich eine nähere Beschäftigung mit dem Thema? Der Leitfaden erhebt 
dabei keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern versteht sich als niederschwellige 
Einstiegshilfe. Das im November 2024 vom BMDV veröffentlichte umfangreiche Handbuch 
„Autonomes Fahren im öffentlichen Verkehr: Ein Handbuch mit Vorschlägen für die Umsetzung in 
der kommunalen Praxis" adressiert eine andere Zielgruppe und verfolgt einen strategisch-
umfassenden Ansatz. Der SUE-Leitfaden ergänzt dieses Angebot gezielt als kompakter Einstieg für 
Kommunen, die sich erstmals mit dem Thema auseinandersetzen. 

Die Notwendigkeit einer Förderung ergibt sich daraus, dass die IFG als kommunale Einrichtung 
ohne entsprechende Projektmittel nicht in der Lage gewesen wäre, die erforderlichen personellen 
Ressourcen für die mehrjährige Erarbeitung sowie die professionelle Gestaltung und 
Druckproduktion bereitzustellen. Das Ergebnis steht der Öffentlichkeit kostenfrei zur Verfügung 
und entfaltet damit einen Nutzen, der weit über den unmittelbaren Projektkontext hinausgeht. 

Die Angemessenheit der geleisteten Arbeit ergibt sich aus dem Umfang und der Qualität des 
entstandenen Produkts. Der Leitfaden ist das Ergebnis einer mehrjährigen, kontinuierlichen 
Auseinandersetzung mit einem sich dynamisch entwickelnden Themenfeld. Er bündelt 
Erkenntnisse aus dem Gesamtverbund, aus nationalen Pilotprojekten und aus sich fortlaufend 
verändernden rechtlichen Rahmenbedingungen zu einem kompakten, praxistauglichen Werkzeug. 
Der effiziente Ressourceneinsatz spiegelt dabei keine Geringwertigkeit der Arbeit wider, sondern 
eine zielgerichtete und wirtschaftliche Umsetzung des Vorhabens. Die Bearbeitung durch eine 
Person, die durch den kontinuierlichen Wissenstransfer im Verbund und öffentlich zugängliche 
Quellen gezielt unterstützt wurde, war dabei bewusst so angelegt. 

4. des voraussichtlichen Nutzens, insbesondere der Verwertbarkeit des Ergebnisses 
im Sinne des fortgeschriebenen Verwertungsplans 

Der Leitfaden steht Kommunen in ganz Deutschland als kostenfrei zugängliches 
Orientierungsinstrument zur Verfügung. Kurzfristig dient er als Einstiegshilfe für Kommunen, die das 
Thema für sich einordnen und erste Schritte planen möchten. Mittelfristig, in einem Zeithorizont 
von zwei bis fünf Jahren, kann er als Grundlage für konkrete kommunale Entscheidungsprozesse 
dienen, etwa bei der Prüfung von Fördermöglichkeiten, der Vorbereitung von Ratsbeschlüssen oder 
der Planung erster Pilotprojekte. Langfristig trägt er dazu bei, die Einführung autonomer Shuttles in 
Deutschland zu beschleunigen, in einem Technologiefeld, das in den kommenden Jahren deutlich 
an Bedeutung gewinnen wird. 

Die im Leitfaden aufbereiteten Erkenntnisse können zudem als Grundlage für weiterführende 
wissenschaftliche und anwendungsbezogene Untersuchungen dienen, etwa zu Fragen der 
kommunalen Akzeptanz, der Betriebsorganisation oder der rechtlichen Weiterentwicklung des 
Rahmens für autonome Fahrzeuge im ÖPNV. 

Die IFG plant, das Thema autonome Mobilität auch nach Projektende aktiv zu begleiten. Die im 
Rahmen des Projekts aufgebaute Expertise fließt bereits in konkrete Folgeinitiativen ein: Die IFG ist 
Mitunterzeichnerin einer Absichtserklärung zur Einrichtung einer Modellregion für autonomes 
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Fahren und innovative Mobilität in Ingolstadt und der Region 10, an der neben der Stadt Ingolstadt 
und dem Verkehrsverbund Großraum Ingolstadt weitere Partner aus Industrie, Wissenschaft und 
Verkehrswirtschaft beteiligt sind. Die im Verbundprojekt SUE gewonnenen Erkenntnisse bilden 
dabei eine wichtige inhaltliche Grundlage. Darüber hinaus bringt die IFG ihre Expertise in weitere 
kommunale und (über-)regionale Gremien und Initiativen im Bereich autonome Mobilität ein. 

5. des während der Durchführung des Vorhabens dem ZE bekannt gewordenen 
Fortschritts auf dem Gebiet des Vorhabens bei anderen Stellen 

Die für das Teilvorhaben der IFG relevanten Entwicklungen bei anderen Stellen betrafen vor allem 
den rechtlichen und politischen Rahmen für autonomes Fahren in Deutschland, die in den 
vorherigen Abschnitten bereits dargestellt wurden.  

Technologische Entwicklungen auf dem Gebiet autonomer Shuttles, etwa in den Bereichen 
Fahrzeugkonzepte, Sensorik und Betriebssysteme, wurden über den kontinuierlichen 
Wissenstransfer im Verbundprojekt SUE aufgenommen und flossen in die inhaltliche Ausgestaltung 
des Leitfadens ein. 

6. der erfolgten oder geplanten Veröffentlichungen des Ergebnisses  

Das zentrale Ergebnis des Teilvorhabens wurde im September 2025 veröffentlicht und stellt die 
wesentliche Veröffentlichung im Sinne von Nr. 11.4 NKBF 98 dar. Der Leitfaden enthält den 
vorgeschriebenen Förderhinweis gemäß Nr. 11.5 NKBF 98. Gewerbliche Schutzrechte im Sinne von 
Nr. 11.1  NKBF 98 waren für dieses Teilvorhaben nicht relevant, da das Ergebnis ein öffentlich 
zugänglicher Praxisleitfaden ohne patentierfähige technische Entwicklungen ist.  

Darüber hinaus ist geplant, die Projektergebnisse im Rahmen von Fachveranstaltungen und 
kommunalen Netzwerktreffen zu präsentieren, um den Leitfaden einer möglichst breiten Zielgruppe 
zugänglich zu machen. Der individuelle Schlussbericht wird gemäß Nr. 11.6 NKBF 98 unter Angabe 
des Förderkennzeichens 19A21047F bei der Technischen Informationsbibliothek (TIB) Hannover 
elektronisch eingereicht. 
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